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Die Praxis des Vagabundengeſetzes. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Zur Frage, ob die politiſche Landesbehörde berufen ſei, dem Bürgermeiſter einer 
mit Statut verſehenen Gemeinde Urlaub zu ertheilen. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Die Praxis des Dagabundengeſetzes *). 

Das Gefetz vom 10. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 108, hat die 
Hoffnungen, welche man in das Zuſtandekommen eines Geſetzes gegen 
Landſtreicher und Arbeitsſcheue ſetzte, nicht erfüllt. Es iſt allerdings 
ſchwer zu entſcheiden, wie viel dieſes Mißerfolges auf Rechnung der 
Unzulänglichkeit des genannten Geſetzes zu ſetzen, wie viel der Ungunſt 
der wirthſchaftlichen Verhältniſſe zuzuſchreiben ſei. Die Erfahrung erwies 
aber ganz unzweifelhaft, daß der weitaus größte Theil dieſes Mik- 
erfolges ſeine Urſache in der Mangelhaftigkeit des Geſetzes ſelbſt, bezie⸗ 
hungsweiſe jener Einrichtungen hat, welche durch dieſes Geſetz geregelt 
werden. 


Wenn man auch von rein theoretiſchen Bedenken, als bei dieſer 


vorwiegend praktiſchen Frage wenig ins Gewicht fallend, abſehen muß, 
ſo iſt es doch auch vom praktiſchen Standpunkte immerhin zweifelhaft, 


Von Dr. Hoegel. Abdruck aus den „Juriſtiſchen Blättern“. Wir ver- 
weiſen bei dieſer Gelegenheit auf den Aufſatz: „Etwas über die heutige Vaga⸗ 
bundenpoltzei“ in Nr. 48 des Jahrganges 1868 unſerer Zeitſchrift. 

Die Red. 


Arbeitsſcheuer zu erreichen. 


ob es empfehlenswerth war, die Rechtſprechung in den durch das Vaga— 
bundengeſetz zu regelnden Fragen, insbeſondere auch in allen jenen Fällen, 
in denen es ſich nur um Uebertretungen desſelben oder um rein polizei— 
liche Präventivmaßregeln als Folgen erlittener Abſtrafungen handelt, 
ausſchließlich den Gerichten zuzuweiſen. Das gerichtliche Verfahren erweiſt 
ſich nämlich meiſt als viel zu ſchwerfällig und umſtändlich zu einer 
zweckentſprechenden, erfolgreichen Löſung der ihm zugewieſenen Aufgabe. 
Der durch das Vagabundengeſetz am meiſten in Anſpruch genommene 
Einzelrichter iſt meiſt viel zu ſehr mit anderen Geſchäften überlaſtet, 
um ſich eingehend mit den Straffällen desſelben beſchäftigen zu können, 
während die Gerichtshöfe ſelten in der Lage ſind, ſich ein richtiges 
Urtheil über jene Straffälle bilden zu können. Allen dieſen ſchweren 
Bedenken ſteht nun allerdings die mangelhafte Organiſation unferer 


politiſchen und polizeilichen Behörden gegenüber, insbeſondere jener auf 
dem flachen Lande. Sollte es aber zu der lange nothwendig gewordenen 


Schaffung von Polizeigeſetzen und zu der bereits wiederholt, allerdings 
in dem verſchiedenſten Sinne angeregten Reorganiſation der Polizei— 
behörden kommen, insbeſonders jener Vorſchlag Verwirklichung finden, 
der die bisher den Gemeinden zugewieſenen und von ihnen mit Unluſt 
und ſehr unvollkommen verwalteten polizeilichen Geſchäfte, ſowie über— 
haupt die Leitung des Sicherheitsdienſtes auf dem Lande mit der an 
ſo vielen Gebrechen leidenden Einrichtung der ſtaatsquwaltſchaftlichen 
Functionäre in der Perſon ländlicher Polizeicommiſſäre vereinigen will, 
dann dürfte wohl die Frage zu erwägen ſein, ob nicht blos die Ueber— 
tretungen des Landſtreichergeſetzes, ſondern auch alle jene zahlloſen rein 
polizeilichen Uebertretungen unſeres Strafgeſetzes den ohnehin mit admini⸗ 
ſtrativen Geſchäften überlaſteten Gerichten abzunehmen wären. 

Was die geſetzlichen Beſtimmungen des Landſtreichergeſetzes anbe— 
langt, ſo ſucht dieſes ſeinen Zweck durch Strafbeſtimmungen und durch 
Maßregeln zur Ueberwachung, Beſchäftigung und Beſſerung erwieſen 
Am wenigſten gelang dieſes den Straf⸗ 
beſtimmungen. Man kann hiebei von jener des § 3 dieſes Geſetzes billig 
ganz abſehen, welche das Ausſtellen von Bettelbriefen ſtrafbar erklärt, 
an ſich zweckmäßig, aber von untergeordneter Bedeutung iſt. Die wich— 
tigſte Beſtimmung trifft § 1 dieſes Geſetzes, welcher die Landſtreicherei 
als ſolche ſtrafbar erklärt. Es war eine ſolche Beſtimmung ſelbſtver— 
ſtändlich unumgänglich nothwendig, indem ſich auf ihr eine weitere Reihe 
von Maßregeln aufbauen mußte. Es war auch ſehr empfehlenswerth, 
nicht wie im deutſchen Reichsſtrafgeſetze jeder Definition der Landſtreicherei 
aus dem Wege zu gehen und den Geſetzgeber anf Koſten des Richters 
von der Schwierigkeit derſelben zu befreien. Unſere Definition geht jedoch 
viel zu weit, indem fie den Nachweis der Arbeitsſcheu nicht als 
nothwendige Vorausſetzung der Landſtreicherei in ſich aufnimmt, die 
Folge davon iſt, daß den Bezirksgerichten maſſenhaft Individuen einge- 
liefert werden, bei welchen ſämmtliche Begriffsmerkmale des § 1 dieſes 
Geſetzes zutreffen, ohne daß ſie in Wahrheit Landſtreicher wären. 

Wer nur einigen Einblick in die diesbezüglich ſehr reichhaltige 
Praxis der Gerichte hat, wird dieſe Thatſache zugeben müſſen. Ein 
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großer Theil jener unter den gegenwärtigen Verhältniſſen zahlreichen 
mittelloſen Perſonen, welche in ihrem Heimatsorte keine Arbeit finden 
und daher darauf angewieſen ſind, durch Herumziehen in verſchiedenen 
Orten und Bezirken Arbeit zu ſuchen, eine Art der Arbeitswerbung, 
welche ja an ſich gewiß nichts Bedenkliches hat und ſogar im Intereſſe 
des wirthſchaftlichen Lebens eines Staates liegt, iſt ſehr oft in der un⸗ 
angenehmen Lage, oft durch längere Zeit keine Arbeit zu finden. Solche 
Leute ſind aber in den ſeltenſten Fällen im Stande, den vom Geſetze 
von ihnen geforderten Nachweis zu lieſern, daß ſie die Mittel zu ihrem 
Unterhalte redlich zu erwerben ſuchten. Es trifft dies insbeſonders 
bei der großen Maſſe gewöhnlicher Taglöhner, Maurer u. ſ. w. zu, 
deren Andrang ein ſo großer iſt, daß die Arbeitsgeber, beziehungsweiſe 
deren Bedienſtete ſelbſt bei dem beſten Willen, der ihnen übrigens meiſt 
mangelt, nicht im Stande find, Zeugniß für die Arbeitſuchenden abzu⸗ 
legen. Nichtsdeſtoweniger müßte ein ſolcher Arbeiter, alſo ganz ohne 
Verſchulden ſeinerſeits, nach dem Geſetze als Landſtreicher behandelt 
werden, weil dieſes von ihm eben einen meiſt unmöglichen Gegen⸗ 
beweis fordert. Es iſt dies eine Härte, welche dadurch nichts an ihrer 
Unhaltbarkeit verliert, daß die Handhabung des Geſetzes zumeiſt eine 
durch äußere Umſtände erwieſene Arbeitsſcheu als Erforderniß einer 
Abſtrafung vorausſetzt und daher milder iſt, als das Geſetz. Durch dieſe 
Abweichung der Praxis von dem Wortlaute des Geſetzes iſt aber auch 
nothwendig eine große Verſchiedenheit der Anwendung des Geſetzes ge- 
geben. Aber cuch in jenen Fällen, in denen dem Eingelieſerten — und 
Vagabunden können ſelbſtverſtändlich in den ſeltenſten Fällen auf freiem 
Fuße belaſſen werden — der von ihm geforderte Nachweis gelingt, 
kann er ihn nur durch ein gar oft mit der zu ſürchtenden Strafe in ſchreien— 
dem Mißverhältniſſe ſtehendes Opfer an Freiheit erbringen, da alle 
diesbezüglichen Erhebungen nothwendig zeitraubend find, insbeſonders, 
wenn ſie nur durch den Verkehr zweier Gerichte unter einander gepflogen 
werden können. Die Folge davon iſt, daß der Richter häufig von ſolchen | 
Erhebungen ganz abſehen muß, wenn die äußere Erſcheinung, das 
Auftreten des Beſchuldigten und die von ihm über ſein Vorleben ge— 
machten Angaben es unwahrſcheinlich machen, daß er ein Landſtreicher 
ſei. Daher ergibt ſich auch die große Zahl von ſofortigen Freiſprechun- 
gen, welche im Intereſſe des Rechtes umſoweniger zu beklagen iſt, als 
ja eine Verurtheilung wegen Landſtreicherei in gewiſſer Beziehung immer 
entehrend wirkt, überdies die Folge hat, daß der Verurtheilte gar bald 
wieder derſelben Anklage verfällt und ſchließlich wirklich zum Land 
ſtreicher herabſinkt. Eine Abhilfe gegen dieſe Uebelſtände kann nur durch 
eine Ergänzung des Geſetzes und dadurch bewirkt werden, daß in die 
vorgeſchriebenen Arbeitsbücher nicht blos jede noch ſo kurze wirklich 
verrichtete Arbeit, ſondern auch der vergebliche Verſuch, Arbeit zu er— 
langen, eingetragen wird. 

Andererſeits werden durch die Straſbeſtimmung des § 1 dieſes 
Geſetzes alle jene Individuen, die ſich vorſichtshalber aus ihrem Heimats⸗ 
orte nicht entfernen, aber auch ebenſo beharrlich dem ſüßen Nichts— 
thun huldigen, nicht getroffen. Dieſe könnten allerdings nicht als 
Landſtreicher behandelt werden, wohl aber wären ſie der Anhaltung in 
Arbeitshäuſern auch dann würdig, wenn fie ſich keines der im 8 2 
dieſes Geſetzes aufgeführten Delictes ſchuldig machten. Für die wirklich 
unverbeſſerlichen Landſtreicher endlich, welche durch ihre Anſteckungs⸗ 
fähigleit gewiſſermaßen das zinstragende Capital des Landſtreicherthums 
bilden, iſt jede Strafbeſtimmung ohne Werth. Durch eine, ſei es nun 
läugere oder kürzere Anhaltung in einem beliebigen Arreſte eines 
Bezirksgerichtes werden ſie nicht gebeſſert und vor der Bekanntſchaft 
mit den Kerkern der Gerichtshöfe oder Gefängniſſen pflegen ſie ſich 
meiſt ſorgſam zu hüten. Der Landſtreicher iſt durch ſeine Anhaltung 
nicht einmal unſchädlich gemacht, denn es wird ſeine zinstragende Eigen- 
ſchaft durch den Verkehr mit Zellengenoſſen, alſo anſteckungsſähigen 
Elementen, nur gefördert. Die Häftlinge der Bezirksgerichte werden 
aber auch in der Zukunft nie zu einer halbwegs andauernden Beichäf- 
tigung angehalten werden können, weil ſie in der Regel viel zu kurze 
Zeit hinter Schloß und Riegel weilen. Der Landſtreicher vermißt daher 
höchſt ſelten die ihm zum Bedürfniſſe gewordene Ruhe des Nichtsthun 
und für den Verluſt der Freiheit wird ihm Erfah in der beſſeren 
Nahrung, die es ihm ermöglicht, ſich häufig von den Muͤhſalen feines 
Wanderlebens und den dasſelbe begleitenden Krankheiten zu erholen, 
ſowie im Winter in dem Genuſſe eines geheizten Raumes. Es zeigt 
ja die Erfahrung, daß gewiegte Landſtreicher bei Einbruch der Winters⸗ 


ſein und wird, 


geſetzes 


zeit mit Vorliebe in die Hande der Gendarmen zu fallen pflegen, 


denen fie ſonſt ſehr gut auszuweichen wiſſen. Das Leben des Land- 


ſtreichers iſt der hoffnungsloſeſte Kreislauf der Juſtizpflege, geradezu 


eine Ironie auf dieſelbe, welche ſich für den Staat durch Verpflegs⸗ 
und Schubkoſten als ſehr koſtſpielig erweiſt. 


Ebenſo ergeht es mit den Strafbeſtimmungen der §8 2 und 
10 dieſes Geſetzes, welche gegenüber beſſerungsfähigen Elementen 
meiſt zu hart, auf verhärtete Gemüther ganz ohne Einfluß ſind. Es 
iſt richtig, daß bei den ganz anders gearteten Vorausſetzungen dieſer 
Beſtimmungen die Härten derſelben nicht jo ſchroff als bei § 1 vieles 
Geſetzes hervortreten, indem wir es hier mit bereits wiederholt 
beſtraften Leuten zu thun haben. Insbeſonders die Stellung unter 
Polizeiaufſicht hat ſich aber wiederholt geradezu als ihrem Zwecke zu⸗ 
wider erwieſen. Abgeſtrafte Perſonen, welche ungeachtet der nie zum 
Verſchwinden zu bringenden und in der Natur des Menſchen begrün— 
deten Schwierigkeiten ehrliche Arbeit fanden, mußten dieſe verlieren, 
weil durch die mit der Stellung unter Polizeiaufſicht verbundenen 
Maßnahmen entweder der Arbeitsgeber in Kenntniß des Vorlebens 
ſeines Arbeiters geſetzt oder, ſeine Milde bereuend, den Arbeiter entließ, 
oder weil dieſem das Leben unter ſeinen Hausgenoſſen durch die 
Polizeiaufſicht unmittelbar verleidet wurde. Wird die Einrichtung der 
tickets of leave, wie dies der jüngſte Strafgeſetzentwurf plante, that⸗ 
ſächlich auch in's Oeſterreichiſche überſetzt, ſo dürfte man damit die⸗ 
ſelben Erfahrungen machen wie mit der Polizeiaufſicht. 

Die wirkungsvollſte Waffe wider Landftreiher und überhaupt 
ſämmtliche Arbeitsſcheue liegt in der Anhaltung in Zwangsarbeits⸗ 
anſtalten. Dieſe find nun allerdings ebenfalls in dem Vagabunden⸗ 


geſetze und zwar in den §8 13 ff. dieſes Geſetzes erwähnt. That⸗ 


ſächlich ſtehen aber die betreffenden Beſtimmungen nur auf dem Papiere. 
Solche Anſtalten beſtehen einerſeits in viel zu geringer Zahl, ſo daß 
aus wohlbegründeter Papier- und Zeiterſparniß der im § 13 dieſes 
Geſetzes vorgeſehene Ansſpruch nur ſehr ſelten erfolgt und auch in 
den wenigen Fällen, in denen er erfolgt, meiſt theoretiſch bleibt; 
andererſeits ſind dieſe Anſtalten zum Theil in Folge ihrer geringen 
Zahl ſo ungenügend eingerichtet, daß die Zwänglinge nicht blos nicht 
lohnend beſchäftigt ſind, ſondern auch ſo koſtſpielig werden, daß ihren 
Heimatsgemeinden thatſächlich deren Verſorgung in Armenhäuſern 
billiger zu ſtehen käme. Nur eine ausgiebige Vermehrung dieſer 
Anſtalten und ihre Umgeſtaltung zu fabriksmäßigem Betriebe unter 
fachmänniſcher Leitung, ſowie eine richtige Bemeſſung der Koſten bei 
Ermittlung der Verkaufspreiſe der Erzeugniſſe kann den Mängeln der: 
ſelben abhelfen. Die Beſchäftigung muß eine lohnende und nützliche 
wenn fie etwa auf gewiffe zur Ausfuhr geeignete 
Artikel beſchränkt wird, die freie Induſtrie nicht ſchädigen. Es dürfte 
überdies die Anhaltungszeit keinesfalls auf drei Jahre beſchränkt 
werden Das in jüngſter Zeit nur zu oft als Muſter hingeſtellte 
England zeigt ſich in dieſer Beziehung als bedeutend weniger an 
ſogenanntem Humanitätseifer krank, indem es gemeingefährfiche, arbeits- 
ſcheue Individuen viel ausgiebiger, ſelbſt lebenslänglich unſchädlich zu 
machen und an ihre Pflicht zu erinnern weiß. 

Gegen die Errichtung neuer und die Umgeſtaltung der beite- 


henden Zwangsarbeitsanſtalten ſprechen allerdings finanzielle Bedenken. 


Dieſe hätten aber längſt beſeitigt werden können, wenn auf eine ohnehin 
auch in anderer Beziehung ſehr bedenkliche vollſtändige Umgeſtaltung des 
bisherigen Strafgeſetzes verzichtet und, wie es der Natur eines Straf- 
mehr entſpricht, an die theilweiſe Verbeſſeruug desſelben 
geſchritten worden wäre. Zu den durch die Praxis bereits als zweck— 
mäßig erkannten Abäuderungen gehört nun auch die bezüglich der bis— 
herigen Verwendung der Strafgelder zu den Armenfonds der Gemeinde, 
welche Verwendung ſich nicht einmal theoretiſch rechtfertigen läßt. Nach 
dem Entwurfe des neuen Strafgeſetzes ſollen die Strafgelder desſelben 
zum Theile zur Unterſtützung dürftiger Häftlinge nach ihrer Entlaſſung, 
zum Theile zur Errichtung und Erhaltung von Beſſerungsanſtalten für 
jugendliche Sträflinge verwendet werden. Es iſt nicht einzuſehen, warum 
ſich dieſe Verwendung nur auf ſolche Anſtalten beſchränken ſoll, da ja 
der Zweck dieſer Beſtimmung auch durch Errichtung von Zwangsarbeits⸗ 
anſtalten gefördert wird, indem dieſe zur Sichtung des Sträflings— 
materiales beitragen und den Anſteckungsſtoff der Arbeitsſcheu und des 
Verbrechens von den Landſtraßen, Branntweinſchänken und Diebsher⸗ 
bergen entfernen. Die Furcht vor einem etwa zu fiscaliſchen Standpunkte 
der Strafurtheile iſt entweder unbegründet oder auch bezüglich der 
Fonds zur Unterſtützung dürftiger Häftlinge und zur Gründung von 


Beſſerungsanſtalten berechtigt. Noch weniger ließe ſich der Antrag des 
ſeinerzeitigen Strafgeſetz-Ausſchuſſes rechtfertigen, welcher die bisherige 
Verwendung der Strafgelder in Anſehung der Bezirksgerichte beibehalten 
will. Dadurch würde die ganze Maßregel illuſoriſch, da die letzt⸗ 
genannten Strafgelder die häufigſten ſind. Halbe Maßregeln würden 
nicht nur halbe, ſondern ganz ungenügende Ergebniſſe liefern. Um die 
Armenfonds der Gemeinden brauchte man ſich nicht allzuſehr zu kümmern, 
denn abgeſehen davon, daß die Strafgelder ſelbſt bei größeren Gemeinden 
eine zu unſichere und unregelmäßige Einnahmsquelle bilden, um fie 
mit Recht einem großen und allgemeinen Zwecke entziehen zu können, 
bietet die Erreichung des letzteren den Gemeinden hinreichend Erſatz für 
die entgangenen Summen, indem ſie dieſelben und ihre Angehörigen 
der ſehr koſtſpieligen Sorge für ihre mißrathenen Sprößlinge und für 
jene der Nachbargemeinden, ja des Geſammtſtaates enthebt. Es würde 
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ſich im Gegentheile empfehlen, die geſammten Strafgelder auch des 
Straf- und Civilverfahrens, ſowie der politiſchen Verwaltung zu dem 
verfochtenen Zwecke zu verwenden, alſo im Gegenſatze zur geltenden 
Strafproceßordnung, zu dem Entwurfe des Civilproceſſes und den 
beſtehenden politiſchen Geſetzen. Werden alle dieſe Strafgelder nach 
Ländern oder Oberlandesgerichtsſprengeln geſammelt, ſo würden ſi 
bald genügende Fonds ergeben, um an eine allmälige Errichtung 
neuer Zwangsarbeits- und Beſſerungsanſtalten ſchreiten zu können. Ein 
zielbewußtes durchgreifendes Vorgehen in dieſem Sinne würde dem 
Staate durch Verminderung der Koſten der Strafgerichtspflege, den 
Ländern durch Erſparniſſe an bisher häufig nutzlos verſchwendeten 
Koſten von Abſchiebungen und Schubſtationen, den Gemeinden und den 
einzelnen Staatsbürgern durch Vermeidung geſetzlicher und ungeſetzlicher 
Brandſchatzungen materiellen Gewinn bringen, einem oft geradezu die 
Rechtsordnung beleidigenden Zuſtande, dem Siege der Arbeitsſcheu, des 
Landſtreicherthums und des Gewohnheitsverbrechens über das Geſetz ein 


Ende machen und die noch ungelöſte Vagabundenfrage ihrer endlichen 


Löſung zuführen. | 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, ob die politische Landesbehörde berufen ſei, dem Bürger: 
meiſter einer mit Statut verſehenen Gemeinde Urlaub zu ertheilen. 

Wegen einer Meinungsdifferenz mit der Majorität des Gemeinde— 
ausſchuſſes legte der Bürgermeiſter in B. Joſef Sch. in der Sitzung 
vom 13. September 1878 ſein Amt nieder und erſtattete hievon die 
Anzeige an die Statthalterei. 

Da kein geſetzlicher Grund wahrgenommen werden konnte, welcher 
den Bürgermeiſter zu dieſem Schritte hätte berechtigen können, wurde 
er mit Erlaß der Statthalterei vom 18. September 1878 aufgefordert, 
ſein Amt bis zum Ablaufe der geſetzlichen Periode fortzuführen. 

Ein wiederholtes Enthebungsgeſuch wurde mit Statthaltereierlaß 
vom 25. September 1878 ebenfalls abgewieſen, bei dem Umſtande 
aber, daß der Bürgermeiſter erklärte, nach ärztlichem Anrathen eines 
längeren Urlaubes zu bedürfen, wurde ihm ein ſolcher auf ſein An— 
ſuchen in der Dauer von drei Monaten ertheilt. 

Mit Bericht vom 26. September 1878 erſtattete der Vicebürger⸗ 
meiſter die Anzeige, daß in der Ausſchußſitzung vom 20. September 
1878 mit überwiegender Stimmenmehrheit der Beſchluß gefaßt wurde, 
die Demiſſion des Bürgermeiſters nicht anzunehmen, und daß über die 
Frage, ob der Bürgermeiſter berechtigt ſei, vor Ablauf der dreijährigen 
Periode fein Amt niederzulegen, um die Entſcheidung des Landesaus⸗ 
ſchuſſes angeſucht worden ſei, mit der Bitte jedoch, die Acten an die 
Statthalterei zu leiten, im Falle ſich der Landesausſchuß nicht competent 
erachten ſollte. 

Der Landesausſchuß lehnte auch wirklich die Competenz ab und 
überſendete die Acten an die Statthalterei. 

Dieſe eröffnete mit Erlaß vom 2. October 1878 dem Stadt- 
magiſtrate B., daß das Anfuchen des Bürgermeiſters um Enthebung von 
ſeinem Amte wiederholt abweislich beſchieden, aber aus Gefundheits- 
rückſichten demſelben auf ſein Anſuchen ein Urlaub in der Dauer von 
drei Monaten ertheilt wurde. 

Gegen dieſen Beſcheid brachte der Gemeindeausſchuß den Mini- 
ſterialreenrs ein. 


Im Recurſe wird die Competenz der politiſchen Behörde zur 


Ertheilung eines Urlaubes beſtritten, da hiezu nur die Vertretung der 


Stadtgemeinde, welche den Bürgermeiſter beſtelle und honorire, berufen 
ſei, oder wenigſtens nicht ganz umgangen werden könne. 

Die Statthalterei hatte zur Begründung ihres Standpunktes fol⸗ 
gende Argumente angewendet: 

Das von der Stadtgemeindevertretung beanſpruchte Recht zur 
Ertheilung eines Urlaubes laſſe ſich weder aus dem Geſetze über die 
Grundſätze zur Regelung des Gemeindeweſens, noch aus dem Statute 
der Gemeinde B. ableiten und ſei überhaupt mit dem ſowohl in jenem 
Geſetze als in dem Statute vorgezeichneten Wirkungskreiſe des Gemeinde⸗ 
ausſchuſſes nicht vereinbarlich. Wohl aber unterliege die Wahl des 
Bürgermeiſters von B. der kaiſerlichen Beſtätigung und verſehe der 
Bürgermeiſter die Functionen eines landesfürſtlichen Bezirkshauptmannes 
und ſei daher als ſolcher in Angelegenheiten, welche außer dem 
natürlichen Wirkungskreiſe der Gemeinde liegen, zu betrachten. 
Ferner geſtehe der Gemeindeausſchuß von B. der Regiernng das 
Recht zu, über die Zuläſſigkeit der Abdankung des Bürgermeiſters zu 
entſcheiden, indem er ſelbſt um dieſe Entſcheidung erſucht habe, ob— 
wohl er den Bürgermeiſter beſtellt und über deſſen Honorirung verfügt 
hatte. Wenn aber der Ausſchuß der Regierung das Recht zuerkenne, 
den Bürgermeiſter ſeines Amtes definitiv zu entheben, werde er ihr 
doch nicht die Befugniß beſtreiten können, dem Bürgermeiſter und func- 
tionirenden Beamten einen Urlaub aus Geſundheitsrückſichten zu ertheilen. 

Abgeſehen davon, daß die Ertheilung von Urlauben einerſeits 
ſeitens der Statthalterei und andererſeits von Seite des Gemeindeaus⸗ 
ſchuſſes inſoſerne der übertragene und natürliche Wirkungskreis zugleich 
berührt ſeien, mit vielen Weitſchweifigkeiten verbunden wäre, wider— 
ſpreche die bisher ſtattgehabte Behandlung der Urlaubsgeſuche der je— 
weiligen Bürgermeiſter von B. direct der Anſchauungen und Behaup⸗ 
tungen des Ausſchuſſes. Die Nachforſchung in den früheren Ucten habe 
ergeben, daß im Verlaufe der früheren Jahre ſämmtliche Bürgermeiſter 
von B. ihre Urlaubsgeſuche an die Statthalterei richteten und daß die 
Urlaube von der Statthalterei aus ohne weitere Einvernehmung, und ohne 
daß diesfalls vom Gemeindeausſchuſſe je ein Anſtand erhoben wurde, 


bewilligt wurden. 


Das Miniſterium des Innern hat unterm 1. Jänner 1879, 
3. 15.323, wie folgt eutſchieden: 

„Wenn es auch unzweifelhaft und darauf zu beſtehen iſt, daß 
die Regierungsbehörde zur Wahrung ihres Wirkungskreiſes gegenüber 
der Stadtgemeinde B. von dem jeweiligen Urlaubsantritte des dortigen 
Bürgermeiſters rechtzeitig in die Kenntniß geſetzt werde, ſo kann doch 
dieſelbe nach den im Statute der Gemeinde B. vom 15. Auguft 1850 
normirten Grundſätzen zur Ertheilung einer förmlichen Urlaubsbewilli— 
gung an den Bürgermeiſter nicht als berufen angeſehen werden und iſt 
das Miniſterium des Innern in Folge der Beſchwerde des Gemeindeaus— 
ſchuſſes von B. nicht in der Lage, die in der Verfügung der k. k. Statt⸗ 
halterei vom 25. September 1878, 3. 2096/pr., in Anſpruch genom⸗ 
mene Berechtigung zur Ertheilung eines ſolchen Urlaubes aufrecht zu 
erhalten.“ M. 


Geſetze und Verordnungen. 
1879. III. Quartal. 


Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Steier- 
mark. 
VI. Stück. Ausgeg. am 18. Juli. 

11. Kundmachung des Statthalters von Steiermark vom 27. Juni 1879, 

betreffend die Errichtung eines Aichamtes in Drachenburg. 
VII. Stück. Ausgeg. am 4. Auguft. 

12. Kundmachung des Statthalters von Steiermark vom 8. Juli 1879, 
betreffend die Auflaſſung des Aichamtes in Aſchbach und die Ecrichtung eines 
Aichamtes in Mariazell. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 27. Auguſt.? 

13. Kundmachung des Präſidiums der k. k. Finanz⸗Landes⸗Direction 
vom 4. Auguſt 1879, betreff der zur Betheilung mit Gnadenſalz im Beſalzungs⸗ 
diftriete in Auſſee nicht berechtigten Perſonen und betreff des verbotwidrigen 
Verkehrs mit Salz. 

Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Kärnten. 
IX. Stück. Ausgeg. am 25. Juli. 


14. Verordnung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 17. Juli 1879, 
3. 5253, womit die beſtehende Beſchränkung des freien Verkaufes der Blanquette 


von Arbeits⸗ und Dienſtbotenbüchern auch auf den Verkauf der Blanquette von 
Heimatſcheinen ausgedehnt wird. 
Landesgeſetzblatt für das Herzogthum Krain. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 10. September. 

16. Kundmachung des k. k. Landesſchukrathes für Krain vom 5. Juni 
1879, 3. 963, betreffend die erfolgte Conſtituirung des k. k. Stadtſchulrathes für 
den Schulbezirk Stadt Laibach. 

17. Erlaß der k. k. Landesregierung für Krain vom 29. Auguſt 1879, 
Z. 5184, womit die beſtehenden Beſchränkungen des freien Verkaufes der 
Blanquette von Arbeits⸗ und Dienſtbotenbuchern auch auf den Verkauf von 
Heimatſcheinblanquetten ausgedehnt werden. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das öſterreichiſch⸗illiriſche 
Küſtenland. 
IX. Stück. Ausgeg. am 17. Juli. 
13. Geſetz vom 18. Juni 1879, giltig für die gefürſtete Grafſchaft Görz 
und Gradisca, betreffend die Bienenzucht. 
X. Stück. Ausgeg. am 31. Juli. 
14. Kundmachung des k. k. Oberlandesgerichtes in Trieſt vom 9. Juli 
1879, betreffend die Ausſcheidung der Gemeinde Lueinico aus dem Sprengel 
des Bezirksgerichtes Cormons und Zuweiſung derſelben zu jenem des ſtädtiſch⸗ 
delegirten Bezirksgerichtes Görz. 
15. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 21. Juli 
1879, betreffend die Ausſcheidung der Ortsgemeinde Lueinieo aus dem Sprengel 
der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Gradisca und deren Zuweiſung zur k. k. Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft Umgebung Görz. 
XI. Stück. Ausgeg. am 19. Auguſt. 
16. Geſetz vom 26. Juli 1879 über die Theilung der Gemeindegründe 
vou Malidol in der Gemeinde Comen. 
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XII. Stück. Ausgeg. am 25. Auguſt. 
17. Verordnung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 13. Auguſt 
1879, betreffend die Beſchränkung des freien Verkaufes der Blanquette von 
Heimatſcheinen. | 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die gefürftete Grafſchaft Tirol 
und das Land Vorarlberg. 


Landes⸗Geſetz- und Verordnungsblatt für Dalmatien. 
XIII. Stück. Ausgeg. am 11. Juni. 
55. Cireularſchreiben der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 16. Mai 
1879, Z. 5583, betreffend die behördliche Genehmigung jener Bauführungen, 
wegen welcher ein Anſpruch auf Herabminderung des Religionsfondsbeitrages 
geſtellt wird. 
56. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 5. Juni 
1879, Z. 7327, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Fractionen Novigrad und Caſtelvenier der Gemeinde Novigrad. 
XIV. Stück. Ausgeg. am 28. Juni. 
57. Kundmachung der k. k. Finanz⸗Landesdireetion für Dalmatien vom 
11. Juni 1879, Z. 6371, betreffend den Beginn der Amtsthätigkeit des mit der 
Hafen⸗ und Sanitäts⸗Agentie vereinigten Nebenzollamkes in Spizza. 
58. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 16. Juni 
1879, 3. 1186, betreffend die Zuweiſung des Gebietes von Spizza zur Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Cattaro. 
XV. Stück. Ausgeg. am 20. Juli. 
59. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 28. Juni 
1879, Z. 1390-pr., womit die vom hohen k. k. Handelsminiſterium mit Erlaſſe 
vom 20. Juni 1879, Z. 19.174, genehmigte neue Wahlordnung der Handels- 
und Gewerbekammer in Spalato veröffentlicht wird. 

60. (2) betreffend die Einhebung der Zufchläge zu den directen Steuern in 
den Fractionen Rava, Dragove-Bozava, Velirat⸗Soline, 12 veliki und I mali 
der Ortsgemeinde Sale. 

61. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 7. Juli 
1879, 8. 8550, betreffend die Einhebung eines Zuſchlages zur Beſtreitung 
der Verwaltungsauslagen der Handels- und Gewerbekammer in Spalato im 
Jahre 1879. 
XVI. Stück. Ausgeg. am 31. Juli. 
62. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 13. Juni 
1879, Z. 8896, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
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in den Fractionen Omis, Tugari, Rogoznica, Zvesanje, Kuéice, Podgradje, 
Katuni und Novaſela der Ortsgemeinde Almiſſa. 
XVII. Stück. Ausgeg. am 21. Auguſt. 


63. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 27. Juli 
1879, Z. 1636-ðpr., betreffend die Entwaffnung der Dörfer Razvadje der 
Gemeinde Knin und Siratovei der Gemeinde Drnis. 

64. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 10. Auguſt 
1879, Z. 10 236, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Fractionen Vergorac, Duſina, Orah Draljane, Zavojane und Poljica der 
Ortsgemeinde Vergorae. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 9. September. 


65. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 17. Auguſt 
1879, Z. 10.583, betreffend die Einhebung des Zuſchlages zur Verzehrungsſteuer 
in den Fractionen Nereſi und Dradevica der Ortsgemeinde Nereſi. 

66. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 5. Auguſt 
1879, Z. 1860-pr., betreffend die Entwaffnung des Dorfes Poljica in dem 
politiſchen Bezirke Imoski. 

67. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 28. Auguſt 
1879, Z. 10.945, betreffend die Einhebung im Jahre 1879 eines Zuſchlages 
zur Beſtreitung der Verwaltungsauslagen der Handels- und Gewerbekammer 


in Zara. 


68. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Stakthalterei vom 6. Septem⸗ 
ber 1879, Z. 11.269, betreffend die Einhebung der Landesumlagen für die 
Monate September, October, November und December 1879. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem penſionirten Sectionschef des Miniſteriums 
des Aeußern Johann Vesque Freiherrn v. Püttlingen die Würde eines 
geheimen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director des Wiener Verſatzamtes, Regierungs⸗ 
rathe Friedrich Ritter v. Hoch, den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem bei der Tiroler Statthalterei in Verwendung 


ſtehenden Bezirkshauptmanne Anton Krekich Edlen v. Treuland den Titel 


und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Honorar-Legationsſecretär Grafen Adol 
Beuſt eine beſoldete Attacheſtelle verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 


Bauadjunkten Vincenz Nordis u. Auguſt Ritt zu Ingenieuren für den Staats- 


bandienſt im Küſtenlande ernannt. 


Erledigungen. 


Bezirkscommiſſärsſtelle für Böhmen in der neunten Rangsclaſſe und eine 
Statthaltereiconcipiſteuſtelle daſelbſt in der zehnten Raugsclaſſe, bis 25. December. 
(Amtsbl. Nr. 286.) 

Bezirksſceretärsſtelle für Böhmen 
20. Jänner 1880. (Amtsbl. Nr. 287.) 

Bezirksſecretärsſtelte in Salzburg mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 
4. Jänner 1880. (Amtsbl. Nr. 288.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle in Oberöſterreich in der neunten, eventuell eine 
Statthaltereiconcipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis 24. December. 
(Amtsbl. Nr 289.) 

Bauingenieursſtelle bei der Salzburger Finanzdireetion in der neunten 
Rangsclaſſe, bis 15. Jänner 1880. (Amtsbl. Nr. 289.) 


mit der zehuten Rangsclaſſe, bis 


Soeben erſchien im Verlage von Moritz Perles in Wien, 
Bauernmarkt Nr. 11: 


Der Stuutsheamte. 


Kalendarium und Jahrbuch für die k. k. öſterr. Civilbenmten pro 1880. 
Dieſes mit großer Sorgfalt von Dr. Friedrich Hönig, General⸗ 
Secretär⸗Stellvertreter des Erſten allgemeinen Beamteuvereines, redigirte Werk 
enthält ein authentiſches Verzeichniß aller k. k Staatsbeamten. 
5 Preis eleg. geb. 2 fl. 
Buchhandlung von Nloritz Perkes in Wien, Bauernmarkt 11. 
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